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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hanna Wolf, Dr. Edith Niehuis, Brigitte 
Adler, Angelika Barbe, Ingrid Becker-Inglau, Hans Gottfried Bernrath, Dr. Rudolf 
Bindig, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Anni Brandt-Elsweier, Dr. Marliese Dobberthien, 
Rudolf Dreßler, Dr. Konrad Eimer, Elke Ferner, Monika Ganseforth, Dr. Ingomar 
Hauchler, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Walter Kolbow, Horst Kubatschka, Dr. Klaus 
Kubier, Ulrike Mäscher, Günter Rixe, Otto Schily, Ursula Schmidt (Aachen), Renate 
Schmidt (Nürnberg), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Regina Schmidt-Zadel, Erika 
Simm, Ludwig Stiegler, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Uta Titze, Karsten 
D. Voigt (Frankfurt), Ralf Walter (Cochem), Gerd Wartenberg (Berlin), Dr. Konstanze 
Wegner, Barbara Weiler, Inge Wettig-Danielmeier, Dr. Margrit Wetzel, Dr. Hans 
de With, Verena Wohlleben, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/2847 — 


Menschenrechtsverletzungen an Frauen 


Der Deutsche Bundestag hat am 31. Oktober 1990 den Entschließungs- 
antrag - Drucksache 11/4150 - und die Beschlußempfehlung - Druck- 
sache 11/7901 - „Menschenrechtsverletzungen an Frauen" einstimmig 
angenommen und in zehn Punkten die Bundesregierung aufgefordert, 
„ihre Anstrengungen zur weltweiten Durchsetzung von Menschenrech- 
ten für Frauen und für verbesserte Kontrollen ihrer Achtung unvermin- 
dert fortzusetzen" . 

Die erste Große Anfrage zu diesem Thema wurde bereits vor vier Jahren 
im März 1988 gestellt und von der Bundesregierung im November 1988 
beantwortet. Daraufhin folgte im März 1989 der oben genannte Ent- 
schließungsantrag, der im Oktober 1990 als Beschlußempfehlung vom 
Deutschen Bundestag einstimmig angenommen wurde. 

Dennoch weisen kirchliche und humanitäre Organisationen sowie 
Medienberichte immer eindringlicher darauf hin, daß Menschenrechts- 
verletzungen an Frauen zunehmend häufiger und brutaler werden. 
Andererseits liegen uns von entsprechenden Organisationen Klagen 
über die mangelhafte Umsetzung der Forderungen des Entschließungs- 
antrags besonders bezüglich der Asylpraxis gegenüber Frauen vor. Sie 
werden auch durch Antworten der Bundesregierung auf diesbezügliche 
schriftliche Fragen bestätigt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister für Frauen und Jugend vom 3. Juli 1 992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Wir erwarten, daß die Bundesregierung gerade auch angesichts der 
größer gewordenen Rolle Deutschlands ihrer humanitären Verpflich- 
tung sichtbar nachkommt und diesbezügliche Beschlüsse des Deutschen 
Bundestages zügig umsetzt. 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung begrüßt das in den Fragen zum Ausdruck 
gebrachte große Engagement für die weltweite Achtung und 
Wahrung der Menschenrechte von Frauen. 

Sie teilt die Sorge, daß trotz einer Vielzahl internationaler Rege- 
lungen und Übereinkommen zum Schutze der Menschenrechte 
im allgemeinen und zum Schutze von Frauen und Kindern im 
besonderen, das Ausmaß der Menschenrechtsverletzungen nach 
wie vor erschreckend ist. 

Die Bundesregierung ist seit Jahren mit Nachdruck bemüht, Men- 
schenrechtsverletzungen, wo immer sie in der Welt Vorkommen, 
entgegenzutreten. Sie wird auch weiterhin ihre Bemühungen um 
die Achtung der Menschenrechte und um eine verbesserte Kon- 
trolle menschenrechtlicher Verpflichtungen fortsetzen. 

Die Bundesregierung ist sich dabei auch der dem wiedervereinig- 
ten Deutschland zugewachsenen, größer gewordenen Verantwor- 
tung bewußt. 

Bei ihren Bemühungen um eine Verbesserung der Menschen- 
rechte hält die Bundesregierung an der von ihr proklamierten und 
praktizierten Unteilbarkeit der Menschenrechte fest. 

Sie geht dabei davon aus, daß es außer Unrechtshandlungen, die 
Frauen und Männer gleichermaßen treffen, Verfolgungsmaßnah- 
men gibt, denen Frauen in besonderer Weise wegen ihres Ge- 
schlechts und ihrer sexuellen Orientierung ausgesetzt sind. 

Im Rahmen ihrer weltweiten Aktivitäten zum Schutze der Men- 
schenrechte wird die Bundesregierung gerade auch diesen 
frauenspezifischen Menschenrechtsverletzungen ihre besondere 
Aufmerksamkeit widmen. 

Die gilt insbesondere auch bei der asyl- und ausländerrechtlichen 
Behandlung von Flüchtlingsfrauen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Den in der Fragestellung zum Ausdruck gebrachten Vorwurf, die 
Bundesregierung trage der besonderen Situation dieser Frauen 
nicht oder nicht ausreichend Rechnung, weist sie mit Nachdruck 
zurück. 


1. Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung seither in ihren 
außen-, wirtschafts- und entwicklungspolitischen Beziehungen zur 
Verwirklichung der Menschenrechte für Frauen entwickelt oder 
intensiviert? 


Die Bundesregierung setzt sich mit allem Nachdruck bei den Ver- 
einten Nationen und anderen internationalen Gremien für die 
Verwirklichung der Menschenrechte für Frauen ein. In dem 
Expertenausschuß zum internationalen Übereinkommen zur Ver- 
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hinderung von Frauendiskriminierung (CEDAW) ist seit Jahren 
eine deutsche Expertin vertreten. Die Bundesregierung hat sich 
zuletzt in diesem Jahr intensiv und erfolgreich um ihre Wieder- 
wahl bemüht. Unsere Beziehungen zu einzelnen Staaten (sowohl 
außen-, wirtschafts- wie entwicklungspolitische) werden ganz 
erheblich von der Beachtung der Menschenrechte bestimmt. Die 
Verwirklichung der Menschenrechte für Frauen bildet dabei ein 
besonders wichtiges Element. 

Für ihre entwicklungspolitische Zusammenarbeit hat die Bundes- 
regierung Vergabekriterien entwickelt, die keine Differenzierung 
nach Geschlechtern enthalten. Die Einhaltung der Menschen- 
rechte, die Beteiligung der Bevölkerung an politischen Entschei- 
dungen und Rechtssicherheit sind Maßstäbe, an denen wir das 
Verhalten einer Regierung messen und die Entwicklungszusam- 
menarbeit ausrichten. Diese Fragen sind regelmäßig Bestandteil 
des politischen Dialogs, den die Bundesregierung mit den Regie- 
rungen der Partnerländer führt. Die Bundesregierung versteht die 
Förderung von Frauen in Entwicklungsländern als einen Beitrag 
zur Gewährleistung von Menschenrechten. Das Konzept des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit basiert auf 
einem Integrierten Ansatz: Belange von Frauen werden grund- 
sätzlich in allen Vorhaben der Zusammenarbeit in der Planung 
und Durchführung einbezogen. Seit Januar 1990 werden alle Pro- 
jekte der zwischenstaatlichen deutschen Zusammenarbeit nach 
ihren Auswirkungen auf Frauen gestaltet. Dabei wird darauf ge- 
achtet, daß die Projekte den Frauen dienen und ihre Rolle in der 
Gesellschaft gestärkt wird. 


2. Sind die Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland 
aufgefordert worden, ihre Berichterstattung über Menschenrechts- 
verletzungen an Frauen zu erweitern und frauenspezifische Verfol- 
gungen stärker als bisher zu berücksichtigen, bzw. was haben diese 
Berichte erbracht? 


Die deutschen Auslandsvertretungen sind aufgefordert, in ihrer 
Berichterstattung über die Menschenrechtslage im Gastland 
besonderes Augenmerk auf Menschenrechtsverletzungen an 
Frauen zu richten. Informationen über Menschenrechtsverletzun- 
gen an Frauen fließen in die Bewertung der Menschenrechtslage 
des Gastlandes ein. Es ist vorgesehen, im nächsten Menschen- 
rechts-Bericht der Bundesregierung dem Frauenaspekt einen 
deutlich stärkeren Stellenwert einzuräumen. 

Die Auslandsvertretungen wurden am 21. Februar 1992 zusätzlich 
aufgefordert, in einem gesonderten Bericht über Menschenrechts- 
verletzungen an Frauen zu berichten. Diese werden Grundlage 
des Berichtes sein, der in der Frage 3 angesprochen ist. 


3. Wird in den für Frauen zuständigen Ministerien ein Bericht über 
Menschenrechtsverletzungen an Frauen erstellt? 

Wenn ja, wird er veröffentlicht? 
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Ja. 

Wie in der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
31. Oktober 1990 gefordert, wird die Bundesregierung einen 
umfassenden Bericht über weltweite Menschenrechtsverletzun- 
gen an Frauen vorlegen. 

Die Federführung für diesen Bericht hat innerhalb der Bundes- 
regierung die Bundesministerin für Frauen und Jugend übernom- 
men. Das Bundesministerium für Frauen und Jugend ist bemüht, 
den Bericht zum Jahresende vorzulegen. Nach seiner Fertigstel- 
lung wird der Bericht dem Deutschen Bundestag zugeleitet 
werden. 


4. Ist eine Sonderberichterstatterin oder ein Sonderberichterstatter zu 
Menschenrechtsverletzungen an Frauen bei der VN-Menschen- 
rechtskommission eingerichtet worden? 

Wenn nicht, warum hat die Bundesregierung dies nicht weiter ver- 
folgt? 


Über die Einsetzung eines/er Sonderberichterstatters/in über 
Menschenrechtsverletzungen an Frauen entscheidet die Men- 
schenrechtskommission der Vereinten Nationen. 

Die Bemühungen der Bundesregierung um die Einsetzung 
eines Sonderberichterstatters haben bisher zu keinem Erfolg ge- 
führt. Bereits im Kreis der europäischen Partner, vor allem aber 
seitens zahlreicher Staaten der Dritten Welt, werden gegen eine/n 
solche/n Sonderberichterstatter/in Bedenken geäußert. 

Die frühere Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Dr. Irmgard 
Schwaetzer, hat bereits am 31. Oktober 1990 vor dem Deutschen 
Bundestag darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung leider 
nicht die notwendige internationale Unterstützung für ihren Vor- 
schlag erhalte. 

Eine Alternative wäre die Verfolgung dieses Vorhabens in der 
Frauenrechtskommission. Wir haben dort in der Tat die Einset- 
zung eines/r Sonderberichtserstatters/in zu Menschenrechtsver- 
letzungen an Frauen angeregt. Hierfür gab es jedoch keine Mehr- 
heit. 


5. Organisationen - auch Nicht-Regierungsorganisationen die sich 
für die Beseitigung von Menschenrechtsverletzungen an Frauen in 
den betroffenen Ländern einsetzen, sollten nach dem Entschlie- 
ßungsantrag verstärkt unterstützt werden. Ist dies geschehen, und 
wenn ja, in welchem Umfang? 


Die Bundesregierung begrüßt die Tätigkeit von Nichtregierungs- 
organisationen, die sich für die Beachtung der Menschenrechte an 
Frauen einsetzen. 

Es gibt keine VN-Sonderorganisationen, die sich ausschließlich 
für die Beseitigung von Menschenrechtsverletzungen an Frauen 
einsetzen. Allerdings sind verschiedene Sonderorganisationen 
(z. B. IAO, FAO, UNESCO) seit langem bemüht, den Abbau 
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bestehender Diskriminierungen von Frauen in verschiedenen 
Lebensbereichen (z. B. im Arbeitsleben, in der Landwirtschaft) zu 
fördern. Diese Bemühungen werden von der Bundesregierung im 
Rahmen ihrer laufenden Pflichtbeiträge sowie freiwilliger Zuwen- 
dungen an VN-Sonderorganisationen unterstützt. 

Die Bundesregierung unterstützt darüber hinaus in bilateralen 
Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit sowie durch Bei- 
träge an Nicht-Regierungsorganisationen in Zusammenarbeit mit 
deutschen kirchlichen Stellen, politischen Stiftungen und anderen 
Nicht- Regierungsorganisationen Vorhaben in Entwicklungslän- 
dern, die sich besonders an Frauen in schwierigen Lebensumstän- 
den wenden, wie z. B. Rechtsberatung für Frauen, Frauenhäuser, 
berufliche Reintegration von Frauen aus dem Unterhaltungsge- 
werbe und Prostituierten. Der Umfang ist nicht quantifizierbar, da 
sich solche Vorhaben in der Regel an einen größeren Kreis von 
Frauen in schwierigen Lebensumständen richten, die nicht alle 
durch direkte Menschenrechtsverletzungen bedingt sind. 

Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland fördert die Bundes- 
regierung Veranstaltungen, die sich mit der Lage von Menschen- 
rechtsverletzungen an Frauen (z. B. Menschenhandel, Prosti- 
tutionstourismus etc.) befassen. 


6. Warum erfolgte keine Initiative, eine ausdrückliche Klarstellung ins 
Asylverfahrensgesetz aufzunehmen, wonach auch wegen ihres Ge- 
schlechts oder ihrer sexuellen Orientierung verfolgte Frauen Asyl 
genießen, bzw. hat die Bundesregierung vor, dieser Klarstellung 
nun zuzustimmen? 


Das Asylverfahrensgesetz regelt nicht die Frage, wem ein Asyl- 
anspruch zusteht, sondern das anläßlich der Prüfung eines Asyl- 
anspruches durchzuführende Verfahren. Die Bundesregierung 
hat in ihrer Antwort vom 2. November 1988 (Drucksache 11/3250 
- neu -) auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. 
Hamm-Brücher und weiterer Abgeordneter vom 24. März 1988 
(Drucksache 11/1801 - neu -) dargelegt, daß ein Asylanspruch in 
der Bundesrepublik Deutschland ausschließlich durch Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 GG vermittelt wird und die hiernach maßgeblichen 
Voraussetzungen erläutert. Ergänzend hierzu ist darauf hinzuwei- 
sen, daß nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
politische Verfolgung grundsätzlich staatliche Verfolgung ist. 
Sexuelle Gewalt gegen Frauen kann daher nur dann als Asyl- 
grund in Betracht kommen, wenn sie in dem Staat zurechenbarer 
Weise von staatlichen Organen oder von Dritten, gegen die der 
Staat die ihm an sich verfügbaren Machtmittel nicht einsetzt, 
ausgeübt wird. Sollten hingegen mit der Einführung eines Verfol- 
gungsmotivs des Geschlechtes auch Beeinträchtigungen erfaßt 
werden, die nicht dem Staat angelastet werden können, so bedeu- 
tete dies eine ganz andere Konzeption des Flüchtlingsbegriffs und 
des Asyls, denn Asyl ist nicht Schutz schlechthin (vor der Familie 
oder der Gesellschaft), sondern Schutz vor dem Zugriff des Staa- 
tes. Eine derartige Regelung, die den Flüchtlingsbegriff national 
einseitig erweitert, würde auch dem Bestreben, zu einer europäi- 
schen Harmonisierung des Asylrechts zu gelangen, zuwider- 
laufen. 
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Im übrigen weist die Bundesregierung darauf hin, daß auch in 
dem vom Deutschen Bundestag am 5. Juni 1992 verabschiedeten 
Gesetzentwurf zur Neuregelung des Asylverfahrens der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, F.D.P. und SPD (Drucksache 12/2062) eine 
derartige Regelung nicht enthalten ist. 


7. Welche Informationen wurden dem Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge zu geschlechtsspezifischen Verfol- 
gungen von Frauen für die Beurteilung der Asylgesuche von 
Frauen zur Verfügung gestellt? 


In die Dokumentation des Bundesamtes für die Anerkennung aus- 
ländischer Flüchtlinge werden alle für die Beurteilung von Asyl- 
anträgen relevanten Informationen über Herkunftsländer von 
Asylbewerbern aufgenommen. Im übrigen kann das Bundesamt, 
soweit dies für die Beurteilung der im jeweiligen Einzelfall vorge- 
tragenen Gründe erforderlich ist, über das Auswärtige Amt spe- 
zielle Informationen anfordern. 


8. Wurde die Forderung umgesetzt, daß die Anhörung asylsuchender 
Frauen beim Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge durch weibliche Bedienstete durchgeführt wird? 

Wenn nicht, warum ist dies unterblieben? 


Das Bundesamt beschäftigt - mit steigender Tendenz - unter den 
Prozeßjuristen und Einzelentscheidern rund ein Drittel Frauen. Im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten erfolgt auf berechtigten 
Wunsch einer Asylbewerberin deren Anhörung durch eine Frau. 
Bei dem hohen Zugang insgesamt und der Notwendigkeit, die 
Verfahren schnell durchzuführen, kann jedoch der Forderung, 
Asylbewerberinnen grundsätzlich durch weibliche Bedienstete 
anzuhören, nicht entsprochen werden. Die Bundesregierung sieht 
insbesondere keine Möglichkeit, diese Forderung mit der durch 
das Gesetz zur Neuregelung des Asylverfahrens angestrebten be- 
schleunigten Abwicklung von Asyl verfahren, die für den Bereich 
des Verwaltungs Verfahrens u. a. eine unmittelbar nach der An- 
tragstellung erfolgende Anhörung vorsieht, in Einklang zu brin- 
gen. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß das Bundesamt in erheb- 
lich größerem Ausmaß als bisher Außenstellen einrichten muß. Es 
ist nicht möglich, in allen Außenstellen in ausreichender Zahl auf 
die jeweiligen Herkunftsländer spezialisierte Entscheiderinnen 
oder Dolmetscherinnen einzusetzen. Die Entscheider des Bundes- 
amtes sind durch ihre Ausbildung und intensive Einarbeitung 
darauf vorbereitet und qualifiziert, auch die von Frauen vorgetra- 
genen Schicksale und Asylgründe in der gebotenen Weise aufzu- 
nehmen und zu würdigen. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß 
Asylbewerberinnen auch bei Verwaltungsgerichten nicht erwar- 
ten können, nur Richterinnen, Dolmetscherinnen oder Protokoll- 
führerinnen vorzufinden. Auch hier wird zum Beispiel das Prinzip 
des gesetzlichen Richters diesbezüglichen Wünschen ggf. ent- 
gegenstehen. 
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9. Warum sind im Rahmen der Neuregelung des Ausländerrechts die 
legitimen Interessen von Ehefrauen und minderjährigen Kindern 
asylberechtigter Männer auf gleiche Rechtsstellung wie diese nicht 
berücksichtigt worden? 


Die in der Frage enthaltene Behauptung trifft nicht zu. In dem 
Gesetz zur Neuregelung des Ausländerrechts vom 9. Juli 1990 
(BGBL I S. 1354) wurde in das Asylverfahrensgesetz die Vorschrift 
des § 7 a - sog. Familienasyl - eingefügt, nach der Ehegatten und 
minderjährigen Kindern von Asylberechtigten unter den dort ge- 
nannten Voraussetzungen ebenfalls die Rechtsstellung von Asyl- 
berechtigten eingeräumt wird. In § 26 des Gesetzes zur Neurege- 
lung des Asylverfahrens ist vorgesehen, diese Regelung auf die im 
Bundesgebiet nachgeborenen Kinder zu erstrecken. Darüber hin- 
aus ist in den §§ 17, 18 Abs. 1 Nr. 2 und § 20 Abs. 1 des Ausländer- 
gesetzes das Familiennachzugsrecht der Ehegatten und minder- 
jährigen Kinder von Asylberechtigten geregelt. 


10. Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung unternommen, um 
innerhalb der EG auf die Entwicklung einer europäischen Flücht- 
lings- und Asylpolitik mit hohem Schutzniveau hinzuwirken, die 
einen gleichberechtigten Rechtsstatus von Flüchtlingsfrauen ein- 
schließt und der besonderen Situation von asylsuchenden und asyl- 
berechtigten Frauen gerecht wird? 


Die Bundesregierung hat den Deutschen Bundestag mehrfach 
über die Bemühungen zur Harmonisierung des Asylrechts in 
Europa unterrichtet. Der gegenwärtige Stand der Verhandlungen 
ist in dem Bericht des Bundesministers des Innern an den Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages vom 15. Mai 1992 darge- 
stellt. 

Es besteht Übereinstimmung zwischen den EG-Mitgliedstaaten, 
daß Grundlage für eine Harmonisierung in materiellrechtlicher 
Hinsicht das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
vom 28. Juli 1951 (BGBl. II 1953, S. 559) - Genfer Flüchtlingskon- 
vention - sein muß. 
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